Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Deutschlandpolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Betrachtet die Bundesregierung die Entwicklung des Ver- 
hältnisses zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR seit Inkrafttreten des Grundvertrages als einen 
Fortschritt in der Entwicklung „normaler gut nachbarlicher 
Beziehungen", wozu sich die Vertragspartner in Artikel 1 
des Grundvertrages verpflichtet haben? 

2. Betrachtet die Bundesregierung die gegen die Bundesrepu- 
blik Deutschland gerichtete Indoktrinierung der Bevölke- 
rung in der DDR - besonders ihrer Jugend - und die 
Militarisierung des gesamten öffentlichen Lebens nicht als 
einen schwerwiegenden Verstoß gegen die vereinbarten 
„normalen gut nachbarlichen Beziehungen" und die Ver- 
pflichtung, „sich der Drohung mit Gewalt" zu enthalten? 

3. Wie weit sieht die Bundesregierung die Forderung der 
„Kasseler Punkte" vom 21. Mai 1970, insbesondere die 
Punkte 1 und 10 bezüglich der Einheit der Nation durch 
den Grundvertrag und die politische Entwicklung nach 
Abschluß des Vertrages verwirklicht? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die jüngste Verfas- 
sungsänderung der DDR und die einschlägigen Erklärun- 
gen der DDR-Regierung anläßlich des 25. Jahrestages der 
Gründung der DDR im Lichte des von der Bundesregierung 
angestrebten Zieles, durch ihre Politik die Einheit der deut- 
schen Nation zu fördern? 

5. Welche Maßnahmen hat die DDR seit Inkrafttreten des 
Grundvertrages im einzelnen zur Fortsetzung ihrer Politik 
der „Abgrenzung" gegenüber der Bundesrepublik Deutsch- 
land ergriffen? 

6. Welche Maßnahmen hat die DDR seit Inkrafttreten des 
Grundvertrages im einzelnen zur weiteren Abriegelung 
der innerdeutschen Grenze getroffen? 
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7. Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung aus dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 
zum Grundvertrag gezogen, nach dem die gegenwärtige 
Praxis an der Grenze zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der DDR, also Mauer, Stacheldraht, Todesstreifen 
und Schießbefehl, mit dem Vertrag schlechthin unvereinbar 
sei, und der Vertrag insoweit eine Rechtsgrundlage dafür 
abgebe, daß die Bundesregierung in Wahrnehmung ihrer 
grundgesetzlichen Pflicht alles ihr Mögliche tue, um diese 
unmenschlichen Verhältnisse zu ändern und abzubauen? 

8. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung seit Ratifi- 
zierung des Grundvertrages über die propagandistische 
Tätigkeit von offiziellen und offiziösen DDR-Missionen und 
-Dienststellen im internationalen Bereich sammeln können, 
und welche Schlußfolgerung wird sie daraus für die Tätig- 
keit und insbesondere die Informationsaufgaben der Aus- 
landsmissionen der Bundesrepublik Deutschland ziehen? 

9. Welche Erkenntnisse kann die Bundesregierung über die 
Zahl der Verurteilten, die Untersuchungshaft, das Strafmaß 
und die Haftbedingungen von sogenannten Fluchthelfern 
und Republikflüchtlingen - über ihre Antworten auf die 
Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion, Drucksache 7/2436, 
hinaus - mitteilen? 

10. Hat die Bundesregierung in gleicher oder ähnlicher Weise 
wie der britische Premierminister Harold Wilson bei den 
verantwortlichen Behörden der DDR gegen die unmensch- 
liche Justiz in der DDR protestiert und die Überstellung 
der Verurteilten verlangt? 

11. Welches ist der Stand der Verhandlungen der in Artikel 7 
des Grund Vertrages angekündigten „Folge Verträge" über 
Kulturaustausch und Rechtshilfeverkehr? 

12. Inwieweit ist durch die Praxis, insbesondere im Zonen- 
grenzbereich, die Aussage von Punkt 14 der Kasseler 
Punkte des damaligen Bundeskanzlers Brandt erfüllt, der 
Maßnahmen vorsieht, „die den gegenseitigen Reiseverkehr 
erweitern und das Ziel der Freizügigkeit anstreben"? 

13. Inwieweit widersprechen die Bobachtungen der Bundes- 
regierung über Menschenrechtsverletzungen in der DDR 
jenen Erklärungen, welche das SED-Regime in einem amt- 
lichen Schriftstück über die Behandlung der Menschen- 
rechte in der DDR in den Vereinten Nationen in Umlauf 
gesetzt hat? 

14. Welche zwischen der DDR und der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestehenden Verträge und Vereinbarungen sind von 
der DDR bisher „nach Buchstabe und Geist" verletzt wor- 
den, und was hat die Bundesregierung dagegen unter- 
nommen, oder was wird sie noch unternehmen? 
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15. In welchen Fragen beiderseitigen Interesses seit Inkraft- 
treten des Grundvertrages ist die Bundesregierung von der 
DDR den Vereinbarungen entsprechend konsultiert wor- 
den, und in welchen nicht? 

16. Bedeutet die Erklärung von Bundesminister Bahr in der 
Sendung des SFB vom 12. April 1974, die am 15. November 
1973 eingeführte Verdoppelung des Zwangsumtauschs und 
die Einbeziehung der Rentner in den Zwangsumtausch habe 
die längste Zeit gedauert, daß die Zurücknahme dieser ver- 
tragswidrigen Anordnung der DDR nun unmittelbar bevor- 
steht? 

17. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um gemäß der Forderung des Viermächteabkommens über 
Berlin die Bindungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlin weiter zu entwickeln? 

18. Soll die Äußerung von Bundeskanzler Schmidt, „man wolle 
keinen weiteren Streitfall in die Welt setzen" (Bulletin der 
Bundesregierung vom 15. August 1974, Nr. 95, S. 982), an- 
läßlich der Diskussion um das Umweltbundesamt bedeuten, 
daß die Bundesregierung mit der Errichtung des Umwelt- 
bundesamtes einen Streit vom Zaun gebrochen habe? 

19. Wie beurteilt die Bundesregierung Versuche von Ostblock- 
staaten, Berlin bei wirtschaftlichen, kulturellen und sonsti- 
gen internationalen Veranstaltungen von der Bundesrepu- 
blik Deutschland abzusondern, und was unternimmt die 
Bundesregierung dagegen? 

20. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die Aushöhlung des Viermächteabkommens 
über Berlin durch einseitige Interpretationen und entspre- 
chende Maßnahmen des Ostens zu verhindern? 


Bonn, den 18. Oktober 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 



Drucksache 7/2679 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 


Die Fraktion der CDU/CSU bringt diese Große Anfrage zur 
Deutschlandpolitik ein, um von der Bundesregierung auf die 
aufgeführten Fragen ausführliche Antwort über die tatsächliche 
Situation in Deutschland und die bisherigen Ergebnisse der 
innerdeutschen Beziehungen zu erhalten. 

Nach Artikel I des Grundvertrages verpflichten sich die Bundes- 
republik Deutschland und die DDR „normale, gutnachbarliche" 
Beziehungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zu ent- 
wickeln. Die bisherige Entwicklung dieser Beziehungen wird 
der Verpflichtung im Grundvertrag in keiner Weise gerecht. 
Durch eine Reihe von Maßnahmen hat die DDR die Möglich- 
keiten menschlicher Kontakte zwischen den Bewohnern der 
beiden Teile Deutschlands wieder und zusätzlich eingeschränkt. 
Die Abgrenzungspolitik der SED hat sich verstärkt, die Lage 
an der Grenzlinie verschärft. Der Schießbefehl wird weiterhin 
rücksichtslos angewendet, die Zahl der Minenfelder und der 
Todesautomaten wurde vermehrt. 

Die deutschlandpolitischen Versprechungen der Bundesregie- 
rung haben bei den Menschen im geteilten Deutschland Erwar- 
tungen und Hoffnungen geweckt, die nicht erfüllt worden sind. 
Die DDR hat ihre durch den Grundvertrag ermöglichte inter- 
nationale Anerkennung benutzt, um die Spannungen im Ver- 
hältnis zur Bundesrepublik statt zu mindern weiter zu ver- 
stärken. 

Leider hat die Bundesregierung bisher versucht, gegenüber der 
Öffentlichkeit die negative Entwicklung des innerdeutschen 
Verhältnisses zu beschönigen. Sie läßt die notwendige Festig- 
keit in der Verteidigung der Interessen aller Deutschen ver- 
missen. Offene Vertragsverletzungen und vertragswidrige 
Praktiken der DDR nimmt sie hin, weil sie befürchtet, ihr Protest 
oder gar Gegenmaßnahmen könnten das Klima der innerdeut- 
schen Beziehungen beeinträchtigen. Gegenüber einer Aus- 
höhlung des Viermächteabkommens über Berlin verhält sie 
sich zaghaft und unentschlossen. 



